
Diesen Anforderungen wird die gerichtliche Tätigkeit 
bei der Bekämpfung der Rückfallstraftaten bisher nicht 
im vollen Umfang gerecht. Nur selten werden vor Er­
öffnung des Hauptverfahrens die Vorstrafenakten bei­
gezogen. Zumeist liegt dem Gericht nur der Straf­
registerauszug vor, und die Vorstrafen gehen lediglich 
als Aufzählung in die Hauptverhandlung und das 
Urteil ein. Die Gerichte befassen sich im Eröffnungs­
verfahren nicht genügend mit der Frage, warum der 
Täter erneut straffällig geworden ist, obwohl dies zur 
Vorbereitung der Hauptverhandlung erforderlich ist. 
Sie prüfen auch nicht immer, ob dem Kollektiv, das 
einen Vertreter für die Hauptverhandlung benannt hat, 
die Vorstrafen des Beschuldigten bekannt sind bzw. ob 
es insoweit Stellung genommen hat. Die Untersuchun­
gen zeigten, daß die Kollektive häufig keine Kenntnis 
von den Vorstrafen des Beschuldigten hatten.
Soweit schon bisher ausnahmsweise Vorstrafenakten 
beigezogen und zum Gegenstand der Verhandlung ge­
macht wurden, diente dies in erster Linie zur exakten 
Feststellung der Anzahl und Art der Vorstrafen, geschah 
jedoch kaum zur Erforschung der Ursachen und Be­
dingungen der früheren Straftaten und des Zusammen­
hangs mit der neuen Straftat. In der Regel stellen di* 
Gerichte in der Hauptverhandlung und im Urteil ledig­
lich das ein- oder mehrmalige Vorbestraftsein als Tat­
sache fest und beziehen dies in die Einschätzung der 
Schwere der Tat und in die Strafzumessung ein.
Es ist erforderlich, daß die Feststellungen zu denUrsachen 
und den wesentlichsten begünstigenden Bedingungen so­
wohl der letzten Straftat als auch der früheren Taten 
verwertet werden. Nur dadurch kann festgestellt wer­
den, auf welchen Ursachen die Rückfälligkeit beim je­
weiligen Täter konkret beruht und welche Bedingungen 
dabei eine Rolle spielen. Auf diese Weise wird zugleich 
festgestellt, ob zwischen den Vortaten und der letzten 
Straftat ein innerer Zusammenhang besteht oder ob 
sich der Täter bereits im Prozeß der Überwindung 
seiner gesellschaftlich schädlichen Lebensweise befindet, 
es ihm aber infolge subjektiver Mängel noch nicht 
gelingt, sich fest in das gesellschaftliche System der Be­
ziehungen der Bürger zueinander einzugliedem.
Die schematische Beurteilung der Vorstrafen führt 
ebenso zu einem unrichtigen Ergebnis wie die Isolie­
rung der zur Aburteilung stehenden Tat von der ge­
samten bisherigen Verhaltensweise.
In der Hauptverhandlung ist der Inhalt der beigezoge­
nen Akten und Unterlagen auszugsweise zum Gegen­
stand der Beweisaufnahme sowie zum Inhalt des Urteils 
zu machen, soweit aus diesen Feststellungen Schlüsse 
für die Verhinderung erneuter Straffälligkeit des 
Täters, für die Einschätzung der Schwere seiner letzten 
Straftat und die Strafzumessung, für Maßnahmen der 
Sicherung und Besserung, der Aufenthaltsbeschränkung 
oder Arbeitserziehung oder für die Wiedereingliederung 
des Täters abzuleiten sind.
Grundsätzlich muß zwischen hartnäckigen, asozialen 
oder zur Asozialität tendierenden Rückfalltätern und 
solchen unterschieden werden, die zwei- bis dreimal 
straffällig geworden sind und eine solche asoziale 
Tendenz nicht aufweisen.
Für die hartnäckigen, asozialen Rückfalltäter sind be­
sonders fortgesetzte Diebstähle und Betrügereien 
typisch. Diese Täter verschaffen sich Geldmittel für den 
Lebensunterhalt und für übermäßigen Alkoholgenuß 
durch Straftaten; dalbei spielen begünstigende Bedingun­
gen hinsichtlich Entschlußfassung und Durchführung 
der Straftaten grundsätzlich eine untergeordnete Rolle 
(Ausnahme: die Leichtgläubigkeit der Geschädigten bei 
Betrügereien). Die neue Straftat wird in der Regel 
innerhalb sehr kurzer Zeit (bis zu 6 Monaten) nach 
Strafverbüßung begangen; gesellschaftliche Kräfte 
können daher kaum wirksam werden, zumal die Täter,

soweit sie überhaupt arbeiten, ständig die Arbeitsstellen 
wechseln und sich bewußt vom Leben der sozialisti­
schen Gesellschaft isolieren.
Im Gegensatz dazu arbeiten die anderen Rückfalltäter 
meist regelmäßig und haben ein geregeltes Einkommen. 
Sie begehen die Straftaten häufig, um solche Bedürf­
nisse zu befriedigen, für die ihr Arbeitseinkommen 
nicht ausreicht. Bei diesen Tätern sind die begünstigen­
den Umstände, auch hinsichtlich des Tatentschlusses, 
von großer Bedeutung.
Soweit dem Kollektiv die Vorstrafen des Angeklagten 
bekannt sind, fordern sie meistens wegen der wieder­
holten Straffälligkeit eine strenge Bestrafung. Die 
Ursachen und wesentlichsten begünstigenden Bedingun­
gen der früheren Straftaten und ihr Zusammenhang 
mit der neuen Straffälligkeit werden im Kollektiv oft 
nicht erörtert. Das spiegelt sich auch im Auftreten der 
Kollektivvertreter in der Hauptverhandlung wider. 
Sie nehmen zumeist nur zur Führung und zum Ver­
halten des Angeklagten während der oftmals nur 
kurzen Zeit seiner Tätigkeit im Kollektiv bzw. seines 
Aufenthaltes im Wohngebiet Stellung, jedoch nicht zu 
den mit der wiederholten Straffälligkeit verbundenen 
Problemen. Die Gerichte orientieren die gesellschaft­
lichen Kräfte noch nicht genügend auf diese Seite ihres 
Auftretens in der Hauptverhandlung. Die Ursachen des 
Rückfalls müssen mit dem beteiligten Kollektiv gründ­
lich aufgedeckt werden, damit die erzieherische Wir­
kung der Hauptverhandlung voll gewährleistet wird. 
Die Erkenntnisse und Schlußfolgerungen müssen auch 
in das Urteil aufgenommen werden.
Gesellschaftliche Erziehung und Wiedereingliederung 
der Rückfalltäter
Mit dem Rechtspflegeerlaß haben sich die Möglich­
keiten für einen systematischen Kampf gegen Straf­
rechtsverletzungen und für öffentliche Ordnung und 
Sicherheit erweitert. Es gibt viele gute Beispiele dafür, 
wie Kollektive und Bürger sich um die Erziehung und 
Wiedereingliederung von Rechtsverletzern, insbesondere 
Haftentlassenen, bemüht haben, um eine erneute Straf­
fälligkeit zu verhüten. Noch immer fehlt jedoch ein 
geschlossenes System der Wiedereingliederung (im Be­
trieb und im Wohngebiet), das den Haftentlassenen 
nicht aus der gesellschaftlichen Kontrolle entläßt sowie 
seine Erziehung und Selbsterziehung leitet und wirk­
sam macht.
Manche Abteilungen Inneres bei den Räten der Kreise, 
aber auch manche Richter verstehen unter gesellschaft­
licher Wiedereingliederung von Haftentlassenen oftmals 
nur die Beschaffung von Arbeit und Wohnraum. Die 
Wiedereingliederung ist jedoch ein Prozeß, in dem viel­
gestaltige, auf die Persönlichkeit des Haftentlassenen 
zugeschnittene Maßnahmen mit dem Ziel ergriffen 
werden, den Betreffenden in einem Arbeite- und 
Lebenskreis fest zu verwurzeln, ihn von gesellschafts­
fremden Lebensgewohnheiten loszureißen und ihm 
sozialistische Moralgrundsätze anzuerziehen. Von dieser 
richtigen Auffassung über das Wesen der Wiederein­
gliederung hängt die konkrete Ausgestaltung gesell­
schaftlicher Maßnahmen im Einzelfall ab.
Das Gerichtsverfahren schafft mit der Begründung der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit des Täters die Vor­
aussetzungen und die Grundlagen der gesellschaftlichen 
Erziehung. Es muß mit der Aufdeckung der Ursachen 
und wesentlichsten begünstigenden Bedingungen der 
Tat die Hauptrichtung für die notwendige Veränderung 
der Grundhaltung des Täters angeben; es muß die 
subjektiven Grundlagen und Voraussetzungen seiner 
Erziehung, seinen Bewußtseinsstand und die besonde­
ren objektiven Umstände des Rückfalls feststellen. Da­
durch wirkt das Gericht über das Strafverfahren hin­
aus weiter auf den Erziehungsprozeß des Verurteilten
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